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Schiffsmühle Ginsheim am Rhein e.V.  

 

Satzung in der Fassung vom 19. Februar 2020 

 

§ 1  Name und Sitz 

Der Verein führt den Namen „Schiffsmühle Ginsheim am Rhein e.V.“. 

Er ist unter der Nr. VR 82360 in das Vereinsregister Darmstadt eingetragen. 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgaben-
ordnung.  

Sitz des Vereins ist Ginsheim-Gustavsburg. 

 
§ 2  Zweck des Vereins 

Der Zweck des Vereins war und ist 

1. der Wiederaufbau einer Rheinschiffsmühle mit allen dazu gehörigen Vorbereitungen und 
Arbeiten,  

2. der museumsmäßige Betrieb dieser Anlage nach deren Fertigstellung, 

3. die didaktische Darstellung des Lebens der Müller und der Mühlburschen zum Ende des 19. 
Jahrhunderts, 

4. die Vermittlung des Wissens um diesen für Ginsheim, Mainz und benachbarte Rheinanlie-
ger ehemals wichtigen Erwerbszweig, 

 
§ 3  Gemeinnützigkeit 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Mittel des Vereins 
dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zu-
wendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 4  Finanzierung 

Die Finanzierung des Vereins erfolgt durch Eintrittsgelder und Souvenir-Verkäufe, sowie durch die 
Mitgliedsbeiträge, Spenden und Zuschüsse.  

 
§ 5  Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
§ 6  Mitgliedschaft 

Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen sowie nicht rechtsfähige 
Personenvereinigungen werden, die ihre Aufnahme bei dem Vorstand schriftlich beantragen. Der 
Vorstand entscheidet über die Aufnahme. Gegen eine Ablehnung kann innerhalb einer Frist von 
vier Wochen Beschwerde an die Mitgliederversammlung eingelegt werden, die endgültig 
entscheidet.  

Mit der Aufnahme in den Verein unterwirft sich jedes Mitglied den Bestimmungen dieser Satzung 
und den Vorschriften des Vereinsrechts. 
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§ 7  Ehrenmitgliedschaft 

1. Zu Ehrenmitgliedern können von der Mitgliederversammlung solche Personen gewählt 
werden, die sich um die Förderung des Vereins besondere Verdienste erworben haben. Die 
Ehrenmitglieder werden beitragsfrei geführt. 

2. Mitglieder, die mindestens 15 Jahre Vorsitzende waren, können von der Mitgliederver-
sammlung zu Ehrenvorsitzenden gewählt werden. Die Ehrenvorsitzenden haben das Recht, 
an Vorstandssitzungen teilzunehmen, sind jedoch nicht stimmberechtigt. Sie werden bei-
tragsfrei geführt. 

In beiden Fällen ist eine mindestens 75 %ige Zustimmung der anwesenden Mitglieder erforderlich 

 
§ 8  Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, Austritt, durch Ausschluss des Mitglieds oder durch Verlust 
der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 

Der Austritt muss durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer 
vierteljährlichen Kündigungsfrist zum Schluss des Kalenderjahres erfolgen.  

Der Vorstand kann den sofortigen Ausschluss eines Mitglieds, das den Vereinsinteressen in 
schwer wiegender Weise zuwider handelt oder das Ansehen des Vereins gefährdet, unter Angabe 
der Ausschlussgründe aussprechen.  

Ohne Rücksicht auf die vorgenannten Gründe und ohne dass es hierzu eines Beschlusses des 
Vorstandes bedarf, wird aus dem Verein ausgeschlossen, wer seinen Jahresbeitrag trotz einer 
schriftlichen Mahnung nicht bis zum 1. April bis folgenden Kalenderjahres entrichtet hat.  

Gegen den Ausschluss kann innerhalb einer Frist von vier Wochen Beschwerde an die Mitglieder-
versammlung eingelegt werden, die endgültig mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
entscheidet. 

Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem 
Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen Unterstützungsleis-
tungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Auch haben ausscheidende Mitglieder keinen Anspruch 
auf das Vereinsvermögen oder Teile davon. Der Anspruch des Vereins auf rückständige Beitrags-
forderungen bleibt hiervon unberührt. 

 
§ 9  Mitgliedsbeiträge 

Die Mitglieder sind zur Zahlung des jährlichen Mitgliedsbeitrages verpflichtet, der von der Mitglie-
derversammlung festgelegt wird. Der Beitrag für das laufende Jahr ist jeweils im 1. Quartal bzw. 
innerhalb 8 Wochen nach Eintritt zur Zahlung fällig. 

 
§ 10  Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind: 
- die Mitgliederversammlung und 
- der Vorstand.  

 
§ 11  Vorstand 

Der Vorstand besteht aus  
- dem/r ersten Vorsitzenden, 
- dem/r zweiten Vorsitzenden,  
- dem/r Schriftführer/in,  
- dem/r Schatzmeister/in 
- und bis zu drei Beisitzern/innen.  

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt und kann per Akklamation gewählt 
werden. Blockwahl ist zulässig. Verlangen mindestens drei Mitglieder der Versammlung, dass der 
Vorsitzende oder ein anderes Vorstandsmitglied geheim gewählt werden soll, so ist dem zu  
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entsprechen. Wahlberechtigt ist jedes erschienene Mitglied. Wählbar ist jedes Mitglied ab Vollen-
dung des 18. Lebensjahres. 

Ein neuer Vorstand ist dann bestellt, wenn er gewählt wurde und er die Wahl angenommen hat. 
Die Annahme kann ersetzt werden durch die vorher schriftlich erklärte Bereitschaft, eine eventuelle 
Wahl anzunehmen. 

Der/die Erste und Zweite Vorsitzende und der/die Schatzmeister/in bilden den Vorstand im Sinne 
des  
§ 26 BGB. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeweils zwei dieser drei Per-
sonen sind befugt, gemeinsam rechtsverbindliche Erklärungen für den Verein abzugeben. Ihre 
Tätigkeit ist ehrenamtlich. Der Vorstand regelt die Geschäftsverteilung unter sich.  

Die Amtszeit des Vorstandes beträgt zwei Jahre. Nach Fristablauf verbleiben die Vorstandsmit-
glieder bis zum Antritt ihrer Nachfolger/innen im Amt. Wiederwahl ist zulässig.  
 

§ 12  Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist oberstes Organ des Vereins. Sie wird von dem Vorsitzenden min-
destens einmal jährlich innerhalb der ersten vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres unter 
schriftlicher Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstermin 
einberufen. Die schriftliche Einladung kann in elektronischer Form (§ 126a BGB) oder in schriftli-
cher Form (§ 125b BGB) erfolgen.  

Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere 
über: 

1. Genehmigung des Geschäfts- und des Kassenberichts, 
2. Entlastung des Vorstandes, 
3. Wahl des Vorstandes, 
4. Bestellung der Rechnungsprüfer, 
5. Festsetzung des Mitgliedsbeitrages, 
6. Abstimmung über Anträge an die Mitgliederversammlung, 
7. Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 
8. Beschlussfassung über Beschwerden über Nichtaufnahme und/oder Ausschluss von Mit-

gliedern, 
9. Beschlussfassung über die Ernennung eines Ehrenmitgliedes und / oder eine/n Ehrenvor-

sitzende/n, 
10. Beratung und Beschlussfassung über Anträge von Mitgliedern, 
11. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins und in diesem Falle über die Verwen-

dung des Vereinsvermögens. 

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, sofern sie ordnungsgemäß einberufen wurde und 
ein Drittel der Mitglieder oder mindestens 20 Mitglieder – je nachdem, welche Zahl geringer ist – 
anwesend sind. Weder das Wahl- noch das Stimmrecht können delegiert werden. 

Soweit im Einzelnen nicht anders bestimmt, entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.  

Für einen Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Zweidrittelmehrheit der er-
schienenen Mitglieder erforderlich. Die Mitglieder sind mit der Einladung zur Mitgliederversamm-
lung über den alten und den neuen Wortlaut der zu ändernden Bestimmungen zu unterrichten. 
Über Satzungsänderungen, die von behördlicher Seite aus formalen Gründen verlangt werden, 
entscheidet der Vorstand. 

Für einen Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf es einer Dreiviertelmehrheit der er-
schienenen Mitglieder. 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von dem 1. 
oder dem 2. Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Dieses Protokoll ist inner-
halb von 4 Wochen allen Vorstandsmitgliedern zur Verfügung zu stellen. 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung muss vom Vorstand einberufen werden, wenn dies 
von dem zehnten Teil der Mitglieder unter Angabe der Gründe und des Zweckes schriftlich ver-
langt wird. In diesem Fall muss die Einberufung spätestens zwei Wochen nach Eingang des An-
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trages erfolgen. Wenn der Vorstand eine ordnungsgemäß beantragte außerordentliche Mitglieder-
versammlung nicht binnen drei Wochen einberufen hat, sind die Antragsteller berechtigt, eine ge-
richtliche Einberufung der Mitgliederversammlung zu beantragen. 

Anträge, über die in der Mitgliederversammlung abgestimmt werden soll, müssen dem Ersten Vor-
sitzenden mindestens eine Woche vorher schriftlich vorliegen. Das gilt nicht, wenn die Mitglieder-
versammlung einen Antrag als dringlich erachtet; hierzu bedarf es der Mehrheit von zwei Dritteln 
der erschienenen Mitglieder. 

Der Vorstand ist berechtigt, eine außerordentliche Mitgliederversammlung in dringenden Fällen 
einzuberufen, wenn dies im Interesse des Vereins liegt. 

 
§ 13  Datenschutz 

Der Verein erhebt und speichert personenbezogene Daten seiner Mitglieder, soweit sie zum Zwe-
cke der Vereinsführung und der Beitragserhebung notwendig sind (Name, Anschrift, Bankverbin-
dung, Eintrittsdatum; sowie freiwillige Angaben wie Geburtsdatum, Telefonnummer, Email-
Adresse). Die Speicherung und Verarbeitung erfolgt im Einklang mit § 55 des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) und Art. 13 der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). Diese 
Daten sind nur dem Vorstand zugänglich und werden grundsätzlich nicht an Dritte weitergegeben.  

Die Daten der Mitglieder werden nach Beendigung der Mitgliedschaft fristgerecht gelöscht. Perso-
nenbezogene Daten, die die Kassenverwaltung betreffen, werden gemäß der steuergesetzlichen 
Bestimmungen bis zu zehn Jahre ab dem Ende der Mitgliedschaft aufbewahrt.  

 
§ 14  Rechnungsprüfer 

Die Mitgliederversammlung wählt jährlich zwei Rechnungsprüfer. Diese sind befugt und einmal 
jährlich verpflichtet, die Geschäftsbücher des Vereins zu prüfen. Die Rechnungsprüfer erstatten 
der ordentlichen Mitgliederversammlung Bericht. Die Wiederwahl eines Rechnungsprüfers ist je-
weils ein Mal statthaft. 

 
§ 15  Auflösung des Vereins 

Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes 
ist das Vereinsvermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. 

Beschlüsse über die künftige Verwendung dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausge-
führt werden.  

Das Vermögen soll an die Stadt Ginsheim-Gustavsburg übertragen werden, mit der Auflage, die-
ses Vereinsvermögen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 

 
§ 16 

Die Vereinssatzung wurde am 18.02.2008 von der Gründungsversammlung beschlossen und trat 
am gleichen Tage in Kraft. Sie wurde in der Mitgliederversammlung vom 19. Februar 2020 auf die 
vorliegende Fassung geändert. 

 
Ginsheim-Gustavsburg, den 21. Februar 2020 

 

 

 

 

Herbert Jack   Jochen Frickel  

1. Vorsitzender  Protokollführer 


